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Aufgrund § 6 Absatz I des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. J uli 1996 (GV BI. 
S.302. 472). das zuletzt durch Artikel I des Gesetzes vom 
29. Mai 2013 (GV Bl. S. 140, 734) geändert worden ist, 

"d 
§ 5 Absatz 2 Nummer I Buchstabe d des Investitionsbankgeset­
zes (IBBG) vom 25. Mai 2004 (GV BI. S. 277). das zuletzt durch 
Artikel 11 des Gesetzes vom 3. Februar 2010 (GV BI. S.45) 
geändert worden ist. 

sowIe 

§ 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) 

werden zur Ausführung des Wohnraumförderungsgesetzes 
(WoFG ) vom 13. September 2001 (ßG ß!. I S. 2376). das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 (ßG ß!. I 
S. 1885) geändert worden ist. gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2 WoFG. 

Veröffentlichungen 

im Einvernehmen mit den Senatsverwaltungen für Finanzen 
und Wirtschaft. Technologie und Forschung die folgenden Ver­
wahungsvorschriften erlasscn. Sie sind zum Gegenstand der 
Bewilligung rur die im Rahmen dieser Verwaltungsvorschriften 
zu gewährenden Fördermillel zu machen. 

A - Grundsätzliches 

(I) 1m Rahmen der sozialen Wohnraumförderung fördert ßer­
lin den ßau von Miet- und Genosscnschaftswohnungen. um die 
sozialen Naehbarschaften in Wohnquartieren zu stärken. das 
Wohnungsangebot nachhaltig zu erhöhen und dabei insbeson­
dere preiswerten Wohnraum für einkommensschwache Woh­
nungsuehende bereitzustellen. 

(2) Vorrangig gefördert werden ßauvorhaben auf der G rundlage 
von Kooperationsverträgen gemäß §§ 14 und I S WoFG oder 
städtebaulichen Verträgen gemäß § II in Verbindung mit § 9 
Absatz I Nummer 7 des ßaugcsetzbuehes. Vorrangig gefördert 
werden ferner Bauvorhaben innerhalb des Berliner S-Bahn­
Ringes sowie angrenzender Gebiete mit durchschniulich ver­
gleichbar hohen Angebotsmieten. 

(3) ßauvorhaben au1lcrhalb der Fördcrkulissc nach Absatz 2 
sind nachmngig förderfahig. 

(4) Bei Projekten mit mindestens 50 Neubauwohnungen soll der 
Anteil der geförderten Wohnungen am Projekt nicht mehr als 
33 vom Hundert der insgesamt zu errichtenden Wohnungen be­
tragen. 

(S) Die im Rahmen der Förderung nach diesen Vorschriften zu 
errichtenden Bauvorhaben sollen sich ergänzend an einer oder 
mehreren der nachfolgenden Zielsetzungen orientieren. indem 
sie 

die Wohnraumversorgung der nach § I Absatz 2 WoFG vor­
dringlich unterlubringenden Bevölkerungsgruppen sichern 
und verbessern. 

eine beispielhafte architektonische und städtebauliche Q ua­
lität aufwciscn. 

eine bauliche Integration von Einrichtungen der sozialen 
Infrastruktur vorsehen, 

neuen Anforderungen des Gesundheits-, Umwelt-, Natur 
und Landschaftsschutzes gcnügcn. 

das nächensparende Bauen umsetzen. 

ihrer Konzeption nach neue Wohnformen, insbesondere 
solche des generationenübergreifenden, seniorengerechten 
und barrierefreien Wohnens.. beinhalten. 

den Wohnbedürfnissen Alleinerliehender Rechnung tragen, 

Wohngcmeinschaftcn mit sozialpädagogischen oder them­
peutischen Zielsctzungen in ßcbauungen intcgrieren. 

der Selbsthilfe in der Baudurchführung Raum geben, 

die ßaudurchführung mit sozialorientierten Ausbildungs­
und ßeschäftigungsmaßnahmen verknüpfen. 

anteilig naeh ßauO barrierefreie Wohnungen schafTen. 

2. Allgemeine Maßgabcn für die Förderung 

(I) Fördergegensland 

Fördergegenstand ist die NeuschafTung preisgünstigen Wohn­
raumes im Mietwohnungsneubau im Land ßerlin im Rahmen 
des sozialen Miet- und Genosscnschaftswohnungsbaus rur die 
in § I Absatz2 WoFG genannte Zielgruppe durch Neubau. 
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Veröffentlichungen 

Fördcrfahig ist auch der Kauf einer neu zu errichtenden I mmo­
bilic vor deren ßauocginn. 

(2) Fördcrcmpfiingcr 

Fördcrcmpfangcr sind Eigentümer und sonstige Verfügungs­
berechtigte. welche die Voraussctzungen des § 11 Absatz 3 
WüFG erfüllen. 

(3) Fördcrmittcl 

Die Förderung erfolgt durch älTenthchc Baudarlehen aus dem 
.. Wohnungsneubaufonds" . 

(4) WohnOiichcn 

Die maximal gefOrderte Wohnfläche der geförderten Wohnun­
gen beträgt ohne Balkone und Loggien bei 

1- und Jl /rZimmcr-Wohnungcn 

2-Zimmer-Wohnungen 

3-Zimmcr-Wohnungcn 

4-Zimmcr-Wohnungcn 

40 m? 

54 m2 

70 m2 

82 m? 

Bei größeren Wohnungen darf sich die WohnOiichc mit jedem 
weiteren Zimmer um jeweils 11 m2 erhöhen. 

Wegen der erforderlichen ßcwcgungsniichcn insbesondere im 
Flur und im Bad dürfen die oben genannten Wohnniichen bei 
Wohnungen, die barrierefrei so errichtet werden, dass ein jeder­
zeitiger Umbau nach den Bedürfnissen der Bewohner möglich 
ist, um maximal4m2 übersehrillen werden. 

Balkone und Loggien werden jeweils mit der Hälfte ihrer Fläche 
zusätzlich gefördert. Die hierbei maximal förderfahige Fläche 
beträgt 2,50 m2 pro geförderter Wohnung. 

Der Anteil von 1- bis 2-Zimmer-Wohnungen soll mindestens 
die Hälfte der im Investitionsobjekt gefOrderten Wohneinheiten 
betragen. 

(5) Bindungen 

a) Belegungsbindungen und Belegungsfristen 

M it dem Bewilligungsbeseheid werden Bestimmungen gemäß 
§ 13 Absatz 2 WoFG getroffen. Für die geförderten Wohnungen 
gelten die §§ 26 bis 33 und 52 WoFG. Ein Viertel der gefOrderten 
Wohnungen soll an WBS-Inhaber mit besonderem Wohn bedarf 
vermietet werden. 

Der Bindungszeitraum für die ölfentlichen Mietpreis- und Be­
legungsbindungen beträgt 20 Jahre ab milllerer Bezugsfertigkeit 
der geförderten Wohnungen. Die mittlere Bezugsfertigkeit wird 
durch die IRB festgelegt. 

Im Falle von Erlass.. unbefristeter Niederschlagung oder Not­
verkauf ist § 7 des Wohnraumgesetzes Berlin entsprechend an­
zuwenden. 

b) Mietpreisbindung 

ba) Die durchschnillliehe anfangliehe Miete (Bewilligungs­
miete - nellokalt - ohne kalte und warme Betriebskosten) 
beträgt für die geförderten Wohnungen maximal 6,50 €1m2• 

Im Rahmen der Mietobergrenze nach Satz I sind die 
Einzelmieten vom Fördernehmer/Bauherren eigenverant­
wortlich festzulegen: diese dürfen 6.00 bis 7,50 €Im' Wohn­
näehe/monatlieh betragen. 

bb) D ie Anfangsmiete erhöht sich alle zwei Jahre ab milllerer 
Bezugsfertigkeil des Förderobjektes um 0,20 €Im' Wohn­
!läehe/monatlich: erstmalig zum Monatsersten. der nach 
Ablauf von zwei Jahren ab mittlerer Bezugsfertigkeit des 
Förderobjektes folgt. Die für das Bauen und Wohnen 
zuständige Senatsverwaltung kann im Fall einer wesent­
lichen Veränderung der wohnungswirtsehaft liehen Eek­
daten durch Veröffentlichung im A mtsblatt für Berlin ab­
weichende Fristen und Höhen für die M ieterhöhung wäh­
rend des Bindungszeitraums festlegen. 
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D ie zukünftige anfangliehe Bewilligungsmiete für Bau­
vorhaben in den Folgejahren erhöht sich alle zwei Jahre 
um 0.20 €Im1 Wohnnäehc!monatlieh. Die für das Bauen 
und Wohnen zuständige Senatsverwaltung kann im Ein­
vernehmen mit der Senatsverwaltung für Finanzen hiervon 
abweichende Betr'dge festsetzen. 

bc) Provisionen für die Vermilllung und Vermietung gefOrder­
ter Wohnungen dürfen bei der Vermietung der gefOrderten 
Wohnungen nicht gefordert werden. 

bd) Für Bestandsmietverhältnisse im 20. Jahr nach mittlerer 
Bezugsfertigkeit gilt hinsichtlich der öffentlichen M iet­
preisbindung eine Nachwirkungsfrist von zehn Jahren. 
Innerhalb dieser Nachwirkungsfrist darf die Miete nach 
Ablauf von jeweils vier Jahren um nicht mehr als 15 % bis 
zur ortsüblichen Vergleichsmiete erhöht werden. Ausgangs­
basis für die Berechnung der Mieterhöhung ist die letzte 
tatsächlich vom Bestandsmieter gezahlte Miete. 

be) Der Förderempfanger darf 

eine LeislUng zur Abgeltung von Betriebskosten nur 
nach Maßgabe der §§ 556, 556a und 560 BGB und 

eine einmalige oder sonstige Nebenleistung nur inso­
weit, als sie nach den Vorschriften des Landes oder nach 
den Bestimmungen der Förderzusage zugelassen ist. 

fordern, sich versprechen lassen oder annehmen. 

bf) Der Förderempfanger darf Mieterhöhungen während des 
20-jährigen Belegungsbindungszeitraumes aufgrund Mo­
dernisierung nur im Einvernehmen mit den betroffenen 
M ietern geltend machen: es sei denn, die Maßnahme be­
ruht auf Umständen. die er nicht zu vertreten hat. 

bg) Der Förderempfanger darf die Vermietung der im Rahmen 
dieser Vorschriften geförderten Wohnung nicht von der 
Vermietung von zu Wohnzweeken ungeeigneten Räumen 
(zum Beispiel Kellerräume, Garagen) abhängig machen. 

e) Belegungsbindung 

ca) M it dem Bewilligungsbescheid werden allgemeine Bele­
gungsrechte entsprechend § 26 WoFG nur für die unmillel­
bar geforderten Wohnungen begründet und bestimmt. 

eb) 

eb) 

Die Überlassung einer im Rahmen dieser Vorschriften ge­
förderten Wohnung hat gegen Übergabe eines gemäß § 27 
WoFG ausgestellten und im Zeitpunkt der Übergabe im 
Land Berlin gültigen Wohnberechtigungsscheines (WBS) 
zu erfolgen. 

Erfolgt die Nutzung des nach diesen Vorschriften geförder­
ten Wohnraumes ab Erstbezug als therapeutische oder 
sozialpädagogisehe Wohnform (Sondernutzung), so wird 
dieser für die Dauer der lx:stimmungsgemäl\cn Nutzung 
von der Verpflichtung zur Vorlage eines Wohnbereehti­
gungsscheines bei der Vermietung ausgenommen. 

B - F"ördenerfahren 

3. Zuständigkeiten 

(I) Zuständig für die Aufstellung des Wohnungsb.1uförderungs­
programms und für die Aufnahme von Vorhaben in das Woh­
nungsbauförderungsprogramm ist die für das Bauen und Woh­
nen zuständige Senatsverwaltung. 

(2) Entscheidungen über die Gewährung von Fördermitteln im 
Rahmen dieser Verwaltungsvorsehriften trifft auf Vorlage der 
Investitionsbank Berlin der Bewilligungsausschuss.. 

(3) Zuständig für d ie Durchführung der Förderentseheidungen 
ist d ie Investitionsbank Berlin (18B). 

(4) Der I BB obliegt insbesondere 

die Erteilung des Bewilligungsbescheides namens und im 
Auftrag des Bewilligungsausschusses.. 



die Überwachung der im Bcwilligungsbcschcid enthaltenen 
Maßgabcn. insocsondcrc der Fördcmufiagcn zu Mietpreis­
und BcJcgungsbindungcn innerhalb des Fördcrzcitmumcs.. 
sowie die Auszahlung und Verwaltung der bewilligten Für­
dcrmillcL 

die Übcrmilllung aller für die Führung des Wohnungskatus­
Icrs notwendigen Informationen aus der Fördcrzusagc an 
die ßczirksiimtcr. 

4. '>rogrammaufnahme und Fön!eTungsbearlK>itung 

(I ) Anträge auf Wohnraumförderung sind bei der für das Bauen 
und Wohnen zuständigen Senatsverwahung - Programmleil­
stelle - zu stellen. Die Anlragstcllung muss frühzeitig \lor Bau­
beginn erfolgen. 

(2) Die ProgmmmJcilslcllc holt die zur Beurteilung des Vor­
habcns erforderlichen Informationen und Stellungnahmen ein 
und teilt der IBB die Zuordnung in ein Wohnungsbauförde­
rungsprogramm mit. Der Antragssteller wird hierüber ebenfalls 
informiert. 

(3) Die I BB prüft den Förderantrag hinsichtlich der Einhaltung 
dieser Verwaltungsvorschriften und legt das Prüfergebnis dem 
Bewilligungsausschuss zur Entseheidung vor. 

5. Ikwilli~un~S{'ntscheidun~ 

(I) Nach Abschluss dcr Prüfung des Förderantmges entscheidet 
der Bewilligungsausschuss als Bewilligungsstelle auf Vorlage 
der 1ßB über den Antrag nach Maßgabe der zur Verfügung 
stehenden Mittel. 

(2) Ein Anspruch auf Förderung besteh! nicht. 

(3) Fördermillel werden nur bewil1igt. sofern der Förderemp­
fanger die notwendige Zuverlässigkeit und Leistungsfahigkeit 
besitzt. 

(4) Der durch die IBB zu erstellende Bewilligungsrescheid ent­
hält auch die für die Bewilligung der Fördcrmillcl relevanten 
Maßgaben zu Mietpreis- und Bclegungsbindungcn in dem nach 
diescn Vorschriften geförderten Objekt beziehungsweise den 
geförderten Wohnungen. 

6. Widerruf des BewiIJigungsbescheideslKündigung des lJarlehMs-
wrtTages 

(I) Die IBB kann den Bewi11igungsreseheid ganz oder teilweise 
widerrufen. den Darlehensvertrag kündigen, Zahlungen ein­
ste11en und bereits geleistete Zahlungen zurückfordern. wenn 

a) der Förderempfanger unrichtige Angaben gemach! oder 
Tatsachen verschwiegen hat. die für die Beurteilung der 
Förderungswürdigkeit des Bauvorhabens von Bedeutung 
waren. 

b) Tatsachen bekannt werden. aus denen sich ergibt, dass der 
Förderempfanger nicht mehr leistungsfahig. kreditwürdig 
oder zur Erfül1ung seiner Verpflichtungen in der Lage ist, 

e) der Bau nicht innerhalb von sechs Monaten nach Aus­
händigung des Bewi11igungsbescheides aus vom Förder­
empfiin~er zu vertretenden Gründen auf der Baustelle oc­
gonnen Ist. 

d) der Förderempfiinger bei der Durchführung des Bauvor­
haocns ohne Zustimmung der IBB von den im Bewilli­
gungsbescheid zugrunde geiegien Maßgabcn für den gefOr­
derten Wohnungsanteil des Bauvorhabens und damit von 
der der Bewi11igung der Fördermillel zugrunde liegenden 
Baubeschreibung abweicht, 

e) unzulässige Finanzierungsbeiträge erhoben werden, 

f) Aufiagen und Bedingungen dieser Verwaltungsvorschrift. 
des Bewilligungsbescheides beziehungsweise des Darlehens­
vertrages nicht erfüllt oder eingehalten werden. 

Veröffentlichungen 

g) die Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung für das 
G rundstück angeordnet worden ist. das l nsolvenzver­
fahren beantmgt und bewilligt wurde. oder die Einleitung 
dieses Verfahrens mangels Masse abgelehnt wurde. 

h) das Objekt während der Förderlaufzeit nicht ordnungs­
gemäß in Stand gehalten wird, 

i) eine Leistungsstörung beim öffentlichen BaudarJchen oder 
bei vorrangigen Fremdmittcln eintritt. 

j) der Leerstand bei geförderten Wohneinheiten Hinger als 
drei Monate beträgt und der Förderempfiinger die dafür 
maßgeblichen Gründe zu vertreten hat. 

k) ein Verkauf ohne Zustimmung der IBB erfolgt. 

I) sonstige wichtige G ründe vorliegen. 

(2) Wird maßgeblich gegen Bedingungen und Auflagen des Be­
wi11igungsbeseheides oder die Bestimmungen der Schuldurkun­
den sehuldhaft verstoßen, kann die IBB 

a) für die Dauer des Verstol!cs Zinsen für das öffentliche Bau­
darlehen in Höhe von 5,0 vom H undert über dem jeweili­
gen Basiszinssatz der Deutschen Bundesbank (§ 247 BGB) 
erheben und die Zinsen zur sofortigen Zahlung fa11ig 
stel1en. 

b) das öffentliche Baudarlehen ohne Einhahung einer K ündi­
gungsfrist zur sofortigen Rückzahlung fal1ig stellen. Die 
Kündigung des öffentlichen Baudarlehens kann auf die 
Teilbetfdge besehränkt werden. die während der Dauer 
des Verstoßes ausgezahlt worden sind. Die gekündigten 
Darlehensbeträge sind vom Tage der Fälligkeit an mit 
5.0 vom Hundert ühcr dem jeweiligen Basiszinssatz der 
Deutschen Bundesbank (§ 247 BGB) zu verzinsen. 

C - Finanzierung im Rahmen der Förderung 

7. Finanzierungsanteile 

Zur Bewilligung des Förderdarlehens muss die Gesamtlinanzie­
rung des Bauvorhabens durch den Förderempfanger nach­
gewiesen werden. Als Fremdmillel sind in der Regel langfristige 
Tilgungs-/Annuitätendarlehen einzusetzen. Die Gesamtlinan­
zierung für die geförderten Wohneinheiten setzt sich wie folg! 
zusammen: 

a) Eigenkapital - mindestens 20 vom H undert, 

b) öffentliches Baudarlehen aus dem Sondenermögen ., Woh­
nungsneubaufonds" , 

e) optionale Anteilslinanzierung zur Schließung der Finanzie­
rung durch 

Fördcrprogramme der KfW - Höchstbetfdge und Konditio­
nen gemäß jeweils aktueller Förderrichtliniell. 

Die üblicherweise während der Bauphase geforderten Zah­
lungsbürgschaften können durch die 1ßB im eigenen Risiko 
und nach Maßgabe ihrer Kreditentseheidung ühcrnommen 
werden. 

8. Einsatz der Fördermittcl 

(I) Färdermillel dürfen nur für den zu fördernden Teil des Bau­
vorhabens bewilligt werden. Der Förderempfanger hat gegen­
über der IBB vor Baubeginn den Nachweis zu führen. dass die 
im Finanzierungsplan nach Nummer 7 aufgeführten Finanzie­
rungsmillel termingerecht zur Verfügung stehen. 

(2) Das öffentliche Baud arJchen ist zur Deckung der l nvesti­
tionskoslen einzusetzen. 

(3) Erfordert ein Bauvorhaben den Abriss von Wohngebäuden, 
ist eine Förderung grundsätzlich ausgeschlossen. Der Bewilli­
gungsausschuss kann im begründeten Einzelfall nach Prüfung 
auf Vorschlag der I BB Ausnahmen hiervon zulassen. insbeson-
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Veröffentlichungen 

dcrc wenn durch den Neubau mindestens 30 % mehr Wohnun­
gen und Wohnniichc als zuvor vorhanden geschaffen werden 
und damit dem Fördcrungszicl der Schaffung preiswerten 
Wohnraumes ausreichend Rechnung getragen wird. 

(4) Im Falle der Bildung von Wohnungscigclltum für die ge­
förderten Wohnungen vcrpOichtct sich der Fördcrnchmcr. auf 
die Gchcndmachung von Eigenbedarf gemäß § 573 Absatz 2 
8GB bis zum Ablauf von zehn Jahren nach dem Ende des 
Fördcrzcitrdumcs zu verzichten. Der Abverkauf einzelner ge­
förderter Wohnungen ist während dieses Zeitraumes ausge­
schlossen. 

(5) Dcr Fördcrcmpfiingcr hat sich zu vcrpfiichlcn. die Woh­
nungsnutzcr schriftlich in einer Anlage zum Miet- oder Nut­
zungsvcrlrag über die voraussichtliche Mietentwicklung bis 
zum planmäßigen Ende der Wohnungsbindung zu informieren. 

9. Uöhe des öffentlichen Baudarlehens 

Die I-I öhe des öffellllichen Baudarlehens beträgt maximal 
64 000 € je im Objekt geförderter Wohnung sowie maximal 
I 200 € pro m2 je im Objekt geschaffener und 110m baubegleiten­
den Architekten oder einem Gutachter ermillelten Wohnfläche. 
Der Bewilligungsausschuss kann auf Vorlage der IBB im be­
gründeten Einzelfall Ausnahmen hierIIon zulassen. Die Dar­
lehenslaufzcit beginnt mit Abschluss des L>arlehensvertmges 
und endet 20 Jahre nach Feststellung der mittleren Bezugs­
fertigkeit. 

10. Verzinsung und Tilgung 

(I) Die Tilgung für das ölTentliehe Baudarlehen in Höhe von 
2.0 110m Hundert des Darlehensursprungsbetrages (Mindest­
tilgung) jährlich setzt drei Monate nach Feststellung der mitl­
leren Bezugsfertigkeit ein und ist in monatlichen Raten jeweils 
zum Monalsultimo zu leisten. 

(2) Das öffentliche Baudarlehen ist nach Ablauf der L..1ufzeit in 
einer Summe in 1·löhe des valutierenden Restkapitals zurück­
zuführen. 

(3) Sollen weitere vorrangige Fremdmittcl zur Gesamtfinanzie­
rung aufgenommen werden. sind sämtliche Änderungen der 
Zins- und Tilgungslcistungen für die Finanzierungsmittel eines 
Bauvorhabens vom Förderempfanger der IBB unverzüglich 
mitzuteilen und bedürfen der Zustimmung der I BB. 

(4) Die Förderung mittels des grundsätzlich zinslos zur Ver­
fügung gestellten öffentlichen Baudarlehens erfolgt auf G rund­
lage des Beschlusses der EU-KOM vom 20. Dezember 20 11 
( .. DAW I-Freistellungsbcschluss". veröffentlicht im Amtsblatt 
der EU Nummer L 7/3 vom 1 I. Januar 20 12). 

Gemäß Artikel I und Artikel 2 Absatz I Buchstabe c in Ver­
bindung mit Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 dieses Beschlusses ist der 
soziale Wohnungsbau als Dienstleistung von allgemeinem wirt­
schaftlichem Interesse (DAW I) mit dem Binnenmarkt vereinbar 
und lIon der Anmeldepl1ichl bei der EU-Kommission nach 
Artikel 108 Absatz 3 des Vertrages über die Arbeitsweise der 
europäischen Union (A EUV) befreit. 

Gemäß Artikel 5 Absatz I darf die Höhe der Ausgleichsleistung 
unter Berücksichtigung eines angemessenen Gewinns nicht 
über das hinausgehen. was zur Abdeckung der Nel!okosten der 
Dienstleistung erforderlich ist. 

Die I BB prüft die Einhaltung der EU-Beihilferechtskonformität 
im Zuge der Bewilligung des ölTentlichen Baudarlehens und so­
dann in dreijährlichem Turnus. Wird hierbei eine beihilferecht­
lich relevante Überkompcnsation festgestellt. ist diesc durch 
eine entsprechende Verzinsung des öffentlichen Baudarlehens 
auszugleichen. 
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Bei der Überprüfung der Bcihilfckonformität sind folgende 
Ansätze zugrunde zu legen: 

- Mietertrag (Sollmiete der geförderten Wohneinheiten -
nello-kalt) 

abzüglich 

2 - laufender Aufwand für die geförderten Wohneinheiten. 

Dieser setzt sich zusammen aus 

finanzierung: 

2.1 - Verwaltungskostenbeitrag der IBB für das Förderdar­
lehen pro anno. 

2.2 - Verzinsung der Ergänzungsfinanzierung pro anno. 

2.3 - Abschreibung (Gebiiude-AfA) in Höhe von 2.00 vom 
l'lundert pro anno. 

Sonstigen laufenden Kosten: 

2.4 - Verwaltungskosten gemäß § 26 11 . BV. 

2.5 - Instandhaltungskosten gemäß § 28 11 . SV. 

2.6 - und Mietausfallwagnis gemäß § 29 11. BV. 

3 - Die Differenz zwischen Sollmiete und laufendem Auf­
wand stellt den beihilferechtlich relevanten GewinnlYer­
lust dar. Dieser wird bezogen auf das im Rahmen der 
Finanzierung einzusetzende Eigenkapital als Eigen­
kapitalrendite in Prozent pro anno angegeben. 

4 - Ergibt die Berechnung zu 3. eine Eigenkapitalrendite. die 
nicht mehr als 100 Basispunkte über dem Swapsatz für 
Finanzierungsmittel mit 20-jähriger L..1ufzeit liegt. so ist 
gemäß Artikel 5 Absatz 7 Satz I des DAWI-Freistellungs­
beschlusses die Angemessenheit gegeben. 

Übersteigt die Eigenkapitalrendite diesen Vergleichswert, 
so sind bei Nachweisdes besonderen wirtschaftlichen oder 
vertraglichen Risikos dureh den BauherrenlFördernehmer 
durch die 1ßB ergänzende Ermilliungen des angemesse­
nen Gewinns gemäß Artikel 5 Absatz 5 des DAW I-Frei­
stellungsbeschJusses vorzunehmen. Übersteigt die Eigen­
kapitaJrendite den angemessenen Gewinn gemäß Artikel 5 
Absatz 5 des DAW I-FreistellungsbcschJusses, so ist rur das 
ölTentliche Baudarlehen ein Zins zu verlangen. dessen 
Höhe der Überschreitung des angemessenen Gewinns 
gemäß Artikel5 Absatz 5 des DAW I-Freistellungsbe­
schlusses entsprich\. 

11. Auszllhlungsmrausselzungen für das öffentliche Kaudarlehen 

(I) Fördermittel werden erst nach Erfüllung der im Bewi11i­
gungsbescheid und im Darlehensvertrag enthaltenen Auflagen 
und Bedingungen vollständig ausgezahlt. 

(2) Weitere Auszahlungsbedingungen werden im Darlehens­
vertrag unter Berücksichtigung bank üblicher VorgehellS\\'eisen 
geregelt. 

12. Auszahlungswrfahren für das öffentliche Baudarlehen 

Der Förderempfanger kann die Auszahlung des ölTentlichen 
Baudarlehens in maximal fünf kostenfreien Teilbeträgen nach 
Vorlage des dureh den baubegJcitenden Architekten beziehungs­
weise eines anerkannten Sachverständigen bestätigten Baufort­
schritts für das geförderte Objekt beantragen. Der vorrangige 
Einsatz des Eigenkapitals ist durch den Förderempfanger nach­
zuweisen. 

13. VerwaltungskostcnlK>itrag 

Für das ölTentliche Baudarlehen ist ein laufender Verwaltungs­
kostenbeitrag der IBB von 0.45 vom Hundert jährlich vom 
jeweiligen Darlehensrestkapital zu zahlen. Die Verpflichtung 
zur Zahlung des laufenden Verwahungskostenbeitrags beginnt 
mit erster Teilauszahlung und ist jeweils zum Monatsultimo zu 
leisten. 



14. Sicherung des öffentlichen Baudarlehens 

(1) Darlehensvcrträge über das ölTentliehe Baudarlehen sind 
zwischen der IßB und dem Fördcrcmpfiingcr zu schließen. 

(2) Das Darlehen ist durch Eintmgung eines G rundpfandrcchts 
mit dem von der IBB vorzuschreibenden Rang zu sichern. Bei 
vorrangigen Grundschulden von Dringläubigern ist zu ver­
langen. dass Grundstückscigent ümcrinncnlG rundslückscigcn­
tümcr sämtliche schuldrcchtlichcn Ansprüche gegen die G rund­
schuldgläubiger an die Investitionsbank Berlin abtreten. 

(3) Sollen T ilgungsdarlehen durch eine G rundschuld dinglich 
gesichert werden. so ist sicherzustellen. dass die Grundschuld 
vor vollständiger T ilgung des Darlehens nicht CTIlcut zur Siche­
rung weiterer Forderungen verwendet wird. 

(4) Bei der Besieherung soll gewährleistet werden. dass die ge· 
förderten Wohnungen nicht mit Risiken aus der Finanzierung 
und Bewirtschaftung der nicht geförderten Wohnungen belastet 
werden. Dies kann zum Beispiel durch die Reaheilung von 
G rundstücken geschehen. Im Falle der Bildung von Wohnungs· 
eigentum soll für die geförderten Wohnungen ledigl ich ein 
gemeinsames Wohnungsgrundbuchblatt angelegt werden. 

(5) Die öffentlichen Baudarlehen sind grundsätzlich auf dem 
Baugrundstück dinglich zu sichern. In Ausnahmefallen kann 
nach Zustimmung der 18B die dingliche Sicherung auf einem 
anderen G rundstück erfolgen. Die IIHJ kann ferner verlangen. 
dass neben dem Baugrundstück weitere Sicherheiten beizubrin· 
gen sind. 

(6) Landesbürgschaften werden im Rahmen diescr Verwaltungs· 
vorschriften nicht übernommen. 

0 - Abrechnung d .... f.'önlermiuel 

15. Verwendungsnachwcis 

(I) Der Förderempfanger hai der Ißß unverzüglich. spätestens 
fünf Monate nach der Schlussabnahme des Bauvorhabens. den 
Verwendungsnachweis mit 

a) einer Kostenaufstellung gemäß DIN 276 und 

b) einer durch den Architekten bestätigten, wohnungsbczogc· 
nen Berechnung der errichteten Wohnfläche gemäß Wohn· 
Ilächenverordnung 

einzureichen. 

(2) Zur Errichtung des nach diesen Vorschriften gefOrderten 
Bauvorhabens dürfen Finanzierungsmillel maximal in Höhe 
der hierfür tatsächlich anfallenden Kosten eingesctzt werden. 
Sollte im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung fest· 
gestellt werden. dass ein Verstoß gegen diese Maßgabe oder 
gegen die EU-Beihilfe konformität vorliegt, ist die Gesamtfinan· 
zierung entsprechend anzupassen. 

(3) Im Übrigen gelten für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung der Fördermillcl die Regelungen in Nummer 10 
(Nachweis der Verwendung) und Nummer 11 (Prüfung der Ver· 
wendung) AV § 44 LI·IO entsprechend; die IB B hat insoweit die 
Befugn isse der Bcwill igungsbehörde. 

E: - & hlusslM>stimmungM 

16. Auskunftspflieht 

Der Förderempfanger ist verpflichtet. der IBR dem Rech· 
nungshof von Berlin und der für das Bauen und Wohnen zu· 
ständigen Scnatsverwaltung jederzeit, auch nach Beendigung 
der Bauarbeiten. Auskünfte zu erteilen. die Besichtigung und 
Untersuchung des Grundstücks durch Beauftragte zu ermögli· 
ehen und die Einsicht in die Bau-. Abrechnungs· und Bewirt· 
schaftungsunterlagen zu gewähren. 

Die Unterlagen zum geförderten Bauvorhaben sind mindestens 
zehn Jahre nach Ende des Bindungszeitraumes aufzubewahren. 

Veröffentlichungen 

17. Bestimmungen wrsehiedenM Inha lts 

(I) Förderempfanger haben keinen Anspruch auf Ersatz von 
Kosten. die ihnen dureh die Bearbeitung der Anträge auf Be· 
willigung von Fördermilleln nach diesen Verwahungsvorschrif· 
ten und durch die Beschaffung erforderlicher Unterlagen ent· 
stehen. 

(2) Der Förderempfanger ist verpflichtet. auf dem Bauschild 
auf d ie Förderung des Bauvorhabens durch das Land Berl in 
hinzuweisen. 

(3) Über Ausnahmen von diesen Vorschriften entscheidet der 
Bewilligungsaussch uss. 

18. Inkrafttreten 

Diese Verwaltungsvorschriften treten mit Wirkung vom I. Ja· 
nuar 20 14 in Kraft. Sie treten mit Ablauf des 31. Dezember 
2018 außer Kraft. 

Senalsverwaltung für Sladtentwicklung und Umwelt 

Ausführungsvorschriften 
über die Finanzierung der Vorbereitung, 

Durchführung und Abrechnung städtebaulicher 
Gesamtmaßnahmen 

(AV-Stadterneuerung 2014) 

Bekanntmachung vom 20. Mai 20 14 

StadtUm IV C 1 

Telefon: 90 139-49 10 oder 90 139-3000, intern 91 39-49 10 

Auf der G rundlage des § 33 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuches (AG BauG ß) in der Fassung der Bekannt· 
machung vom 7. November 1999 (G VBL S. 578). das zuletzt 
durch Gesetz vom 3. November 2005 (GV ßL S. 692) geändert 
worden ist, werden zur Ausführung der §§ 164a und 164b des 
Baugesetzbuches (BauG B) im Einvernehmen mi t der Senats· 
verwaltung für Finanzen die folgenden Ausführungsvorschrif. 
ten erlassen: 

Inha ltsübersicht 

Abschnitt A - Allgemeines 

I - Anwendungsbereich und G rundsä tze 

2 - Rechtsgrundlagen 

3 - Gegenstand und Vomussetzung des Mitte1cinsatzes 

3.1 - Städtebauliche Gesamlmaßnahme 

3.2 - Räumliche und zeitl iche Begrenzung der städte­
baulichen Gesamtmaßnahme 

4 - Art des Millelei nsat:.~es; Bemessungsgrundlage 

Abschnill B - Förderung städtebaulicher Gesamtmaßnahmen 

5 - Grundlagen 

6 - Aufnahme der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
in das Bundesprogmmm 

7 - I nanspruchnahme und Verwendung der Finanzh ilfen 

Abschnill C - Ausgaben und Einnahmen der Gesamtmaß-
nahmelZwischenabrechnung 

8 - Ausgaben der städtebaul ichen Gesamtmaßnahme 

8. 1 - Grundsatz 

8.2 - Zu berücksichtigende Ausgaben 
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